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Liveübertragung: Donnerstag, 7. Mai, 12.50 Uhr.

Die Bundesregierung spricht sich für die weitere Beteiligung der Bundeswehr an der Nato-geführten
internationalen Sicherheitspräsenz im Kosovo (KFOR) aus. Der dazu vorgelegte Antrag wird am
Donnerstag, 7. Mai 2026, 30 Minuten lang debattiert und im Anschluss zur weiteren Beratung an
die Ausschüsse überwiesen. Federführend soll der Auswärtige Ausschuss sein.

Antrag der Bundesregierung
Zu den Aufgaben gehören laut Antrag neben einem Beitrag zu einem sicheren Umfeld und
Sicherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der Unterstützung zur „Entwicklung
einer stabilen, demokratischen, multiethnischen und friedlichen Republik Kosovo“ die Unterstützung
des Aufbaus der Kosovo Security Force als „demokratisch kontrollierte, multiethnisch geprägte
Sicherheitsorganisation und anderer Akteure im Rahmen der Sicherheitssektorreform (SSR) als
Vorbereitung der weiteren Einbindung in euro-atlantische Strukturen“. Es sollen insgesamt bis zu
400 Soldatinnen und Soldaten eingesetzt werden können.

Deutschland trage seit 1999 mit der Beteiligung von Bundeswehrsoldatinnen und -soldaten zur
militärischen Absicherung der Friedenslösung in Kosovo bei, heißt es in der Begründung des
Antrags. Grundlage für KFOR sei weiterhin die Resolution 1244 (1999) des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen. Sowohl Kosovo als auch Serbien hätten deutlich gemacht, „dass sie die
Fortführung der KFOR-Präsenz wünschen“. Perspektivisch sei zentrales Anliegen der
Bundesregierung eine umfassende, nachhaltige, rechtsverbindliche Normalisierung der
Beziehungen zwischen Kosovo und Serbien. Die Bundesregierung unterstütze dafür den EU-
geführten Normalisierungsdialog zwischen beiden Ländern.

KFOR „Garant zur Aufrechterhaltung der Sicherheit“
Seit 1. Februar 2025 sei der EU-Diplomat Peter Sørensen EU-Sonderbeauftragter für den Dialog.
Die Bundesregierung habe seine Ernennung aktiv unterstützt und begrüßt. Sie setze sich mit
Nachdruck dafür ein, dass vereinbarte Abkommen von beiden Seiten umgesetzt werden,
insbesondere das im Februar und März 2023 vereinbarte Normalisierungsabkommen inklusive
seines Umsetzungsannexes („Ohrid“). Auch angesichts der nur geringen Fortschritte im
Normalisierungsdialog bleibe die KFOR bis auf weiteres der entscheidende und von beiden Seiten
akzeptierte Garant zur Aufrechterhaltung der Sicherheit, heißt es in dem Antrag.

Neben der Normalisierung der kosovarisch-serbischen Beziehungen blieben die politische,
rechtsstaatliche und wirtschaftlich-soziale Stabilisierung sowie die Unterstützung der EU-
Annäherung und Integration in euro-atlantische Strukturen Prioritäten des bilateralen Engagements
der Bundesregierung in den Beziehungen zu Kosovo. Die Bundesregierung unterstütze den Aufbau
und die Stärkung nachhaltiger, demokratisch kontrollierter und ethnisch inklusiver
Sicherheitsstrukturen in Kosovo, einschließlich einer starken parlamentarischen und politischen
Kontrolle der Sicherheitsorgane. Insbesondere seit dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine
ziele das Engagement Deutschlands, der EU und der NATO auch darauf, „die Resilienz der Länder



der Region gegen hybride Destabilisierungsversuche Dritter zu stärken“. (hau/27.04.2026)
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